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Die aktienrechtliche Zulässigkeit der sogenannten "Teil entlastung" 
Bei Pflichtvmtäßen oder Fehlentscbeidungen des AG-Manage­
ments ßibrt die Frage der Entlastung von Vorstand und AufSichts­
rat aufHauptvenfJmmlungen zunehmend zu kontroversen Diskus­
sionen. Als Kompromißläsung rückt dann eine" Teilentlastung" 
10ie jüngst im Mannesmann/Dieter-Verfahren (OLG Diisseldorj 
ZIP 1996, 50]) im Blickfeld. Die Tei/entlastung wird aher aucb 
als Mille! im Streit um Scbadensersatzanspriiche ein,f!,eSt'lzt (vgl. 
dazu dm ASS- Ve~rahren OLG StilI/gart ZIP 1995, ]78 EWiR 
1995, 11 (Karollus)). Der nachfolgende Beitrag setzt sicb alls An­
laß dieser beiden Verfohren mit der Zuliissigkeit der Tei/entlastung 
im Aktienrecht kritisch auseinander. 
I. Einführung 
Nach § 120 Abs. 1 Satz 1 AktG beschließt die Hauptversamm­
lung allj:ihrlich über die Entlastung der Mitglieder des Vor­
stands und des AufSichtsrats der AG oder über die Entlastung 
der geschäftsHihrungsbefugten Komplementäre und Mitglie­
der des Aufsichtsrats der KGaA (vgL §278 Abs. 3 AktG).1) Die 
aktienrechtliche Entlastung stellt eine Billigung des Verhaltens 
der VelWaltung dar (§ 120 Abs. 2 Satz 1 AktG); einen Verzicht 
auf Ersatzansprüche enthält sie - im Gegensatz zum Recht der 
GmbH1) - nicht (§ 120 Abs. 2 Satz 2 AktG). Die VelWeige­
rung der Entlastung als solche führt weder zur Abberufung 
des betroffenen Organmitglieds,31 noch schafft umgekehrt die 
Erteilung der Entlastung eine Vermutung für rechtmäßiges 
Handeln der VelWaltung.4) Der Entlastung nach § 120 AktG 
kommt daher nur die Funktion eines Signals für Anleger, Ma­
nagement und Öffentlichkeit zu. Ihre Wirkung ist somit nicht 
rechtlicher, sondern psychologischer Natur. S) 
Wohl aus diesem Grund führte die aktienrechtliche Entla­
stung über Jahrzehnte ein rechtes Schattendasein.6) Seit eini­
gen Jahren ist eine zunehmend kritische Einstellung vieler 
"1 Dr. iur., LLM., Wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Univer­
sität Tiibingen 
Kleinaktionäre gegenüber den VelWaltungen zu beobachten, 
die sich unter anderem auch in einer steigenden Zahl von An­
fechtungsklagen gegen Entlastungsbeschlüsse niederzuschla­
gen scheint. Im Vordergrund stehen dabei Klagen, in denen 
die Verletzung des Auskunftsrechts oder der Berichtspflichten 
gerügt wird; der jeweils parallel erfolgten Anfechtung des Ent­
lastungsbeschlusses kommt nur eine Nebenrolle zu.7) Seit kur­
zem steigt aber auch die Zahl der (bekannt gewordenen) Ver­
fahren, in denen § 120 AktG die zentrale Rolle spielt.8) Dabei 
steht die Frage nach der Zulässigkeit einer teilweisen Entla­
stung des Vorstands im Vordergrund.9) Die Besprechung und 
1J Über §270 Abs. 2 Satz I AktG gilt § 120 AktG auch während des Liquida· 
tionsverf:threns in bezug ,mI' die Entlastung der Abwickler und des Aufsichts· 
rats. Davon zu unterscheiden ist die Entlastung der Abwickler bei Vorlage der 
SchluBrechnung .lm Ende der Liquidation. Sie ,st § 120 AktG nicht vergleidl­
bJr, d" mit ihr eine PriiklusiollSwirkung verbunden ist, vgL Hlif}rr, in: Geßler! 
Hefermehl/Eckardt/KropfT. AktG, §270 Rz, 46, §273 Rz, n 
2) Vgl. etwa BGHZ 94,324,327 = ZIP 1985, 1325, 1326, dazu EWiR 1985, 
889 (Kellmn",,,,); BGHZ 97. 382, 384 = ZIP 1986, 979, 980, dazu EWiR 1986, 
997 (ROfb); Srbo!zlK Srbmidl. GmbHG, 8. Aufl., §46 Rz. 85 ff; jeweils m. w. N. 
3) Zö!lntr, in: Kölner Komm. z. AktG, LAutl., § 120 Rz 42 f; Eckrtrdl, in: 
GelSler/Hefermehl/Eckardt/KropfT. AktG, § 120 Rz. 45 f; ßarz, in: GroB­
komm. z, AktG. 3. AufL. § 120 Anm. 6, 
4) Etk""lr (Fußn. :\). § 120 Rz. 35; ß([J{fnbi/cbIHII(rk, AktG, 13. Aul!., § 120 
Rz.6. 
5) Barz (FuBn. 3). § 120 Annl. 6; Erkardr (Fugn. 3). § 120 Rz. 6. 34 IT; Zöllner 
(rul~n. 3), § 120 Rz, 24 t: 
6) Die Entscheidungen BGHZ 29, 320, 324. BGHZ 36. 296, 306 sowie BGH 
DB 1967,940,942 ergingen noch ZUm AktG 1937. 
7) BGHZ 62, 193, 194 = NJW 1974, 855 - Seitz; OLG München ZIP 1992, 
327,335, dazu EWiR 1991, 1151 (Güllrh,,); LG Köln AG 1992,238,240­
WinterthuriNordstern; OLG Dusseldorf ZIP 1993, 1791, dazu EWiR 1994, 
211 (Koble) Feldmühle-Nobel; OLG Frankfurt/M. AG 1994,39,40 Com· 
merzbank AG; LG Heidelberg ZIP 1994,780 (m. Anm, \l?m,wJ = EWiR 1994, 
423 (NOllfk) Scheidemandel AG; LG Frankfurt/M. ZIP 1994, 784 Diskus 
Werke/Naxos-Union. 
8) OLG München EWiR 1995, 527 (Dreher) WM 1995, 842 AG 1995, 
381 (MHlbrauch der Einzelentlastung zur Umgehung d" Still1mverbots 'I;Kh 
§ 136 Abs. 1 AktG) sowie die beiden im folgenden zu besprechenden Urteile 
zur Teilentlastung vgl. die folgende Fulln. 
9) OLG DtisseldorfZIP 1996, 503 - Mannesmann/Dieter (rechtskräftig; Vor· 
instanz LG Düsse!dorf AG 1995,237) einerseits und OLG Stuttgart ZIP 1995, 
378 = EWiR 1995, 11 (Kafolllls) ASS - andererseits. 
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Einordnung der dazu ergangenen, sich teilweise widerspre­
chenden Urteile ist Gegenstand des vorliegenden Beitrags. 
Daß über einen rechtlich so folgenlosen Hauptversamllliungs­
beschluß überhaupt prozessiert wird, löst zunächst Velwunde­
rung aus. Bezieht man jedoch die Signalwirkung ein,IO) die 
eine Verweigerung der Entlastung haben kann, wird die Moti­
vation der Kläger verständlich. Gerade die aktuell geführte 
Diskussion um die Entlastung des Vorstands der Daimler­
Benz AG angesichts der sehr spät veröffentlichten Rekordver­
luste vom Vorjahr 1 I) zeigt, welche Brisanz dieses Thema in der 
Öffentlichkeit gewinnen kann. So wird sich ein Management 
nach der Verweigerung der Entlastung kaum noch IIll Amt 
halten können und rur die weitere Berufstätigkeit zumindest 
eine Imageeinbuße hinzunehmen haben. Zudem entfaltet die 
Entlastung bei börsennotierten Unternehmen Wirkung auf 
den Kapitalmarkt. ll) Vor diesem Hintergrund macht die zu­
nehmende Zahl von Anfechtul1gsldagen gegen die nur psy­
chologisch wirkenden Entlastungsbeschlüsse durchaus Sinn. 
H. Bestimmung des Untersuchungsgegenstands 
1. Das ASS- und das Mannesmann/Dieter-Verfahren 
Die ASS-Entscheidung des OLG Stuttgart LJ) betraf die Anfech­
tung eines Hauptversammlungsbeschlusses mit dem Inhalt, 
dem Vorstand könne in bezug auf einen bestimmten Vorgang 
keine Ptlichtwidrigkeit vorgeworfen werden und sein Handeln 
werde vorsorglich genehmigt. Das OLG bestätigte das Urteil 
erster Instanz 14) und stellte fest, daß es der Hauptversamm­
lung durchaus erlaubt sei, den Vorstand in einer Einzelangele­
genheit zu entlasten. § 120 AktG beinhalte aber nicht die 
Kompetenz, einen Beschluß zu fassen, der eindeutig nur dar­
auf ziele, möglichen Schadensersatzansprücben, die hier 
durch ein - selten anzutreffendes - Minderheitsverlangen 
schon rechtshiingig gemacht worden waren,I51 nach § 93 AktG 

Hindernisse 111 den Weg zu stellen. 

Das OLG Düsseldorf1 6) hatte in dem Mannesmann/Dieter­

Verfahren über die Rechtmäßigkeit eines Entlastungsbeschlus­
ses zu entscheiden, bei dem die Hauptversammlung den Vor­
standsvorsitzenden für das Geschäftsjahr 1993 entlastete, hier­
von aber bestimmte Bereiche des Verwaltungshandelns aus­
nahm, die wegen des Vorwurfs der Untreue Gegenstand emer 
noch laufenden SonderpfÜfung waren. Das OLG Düsseldorf 
bestätigte das U rtei! erster InstanzI7) LInd hielt diesen Beschluß 
für rechtswidrig. Die Entlastung stelle eine Gesamtbeurteilung 
der aus vielen Einzelmaßnahmen bestehenden Verwaltungstä­
tigkeit im abgelaufenen Geschäftsjahr dar. Eine Ausklamme­
rung bestimmter Bereiche der Verwaltungstätigkeit sei mit 
dem Wesen der Entlastung nicht vereinbar. Dies gelte jeden­
falls dann, wenn eine solche Ausldammerung der Sache nach 
ell1er Entlastung unter einer Bedingung oder unter einem Vor­
behalt gleichkomme. 
2. Der mehrdeutige Begriff der Teilentlastung 

Weder aus dem Wortlaut noch aus der Entstehungsge­

schichte l8) von § 120 AktG ergeben SICh Anhaltspunkte zur 
Zulässigkeit der Teilentlastung. Mit dem Ausdruck "Teilent­
lastung" ist nichts anderes als der konkrete Inhalt eines Entla­
stungsbeschlusses gemeint. 19) Der Begriff ist jedoch mehrdeu­
tig. In seiner Argumentation faßt das OLG Düsseldorf unter 
den Begriff der "Teilentlastung" insgesamt vier verschiedene 
Konstellationen: 
die generelle Entlastung unter Ausklammerung einzelner 
Vorgänge oder Zeiträume, 
die Entlastung in einer Einzelangelegenheit, 
die Entlastung unter einer Bedingung, 
die Entlastung unter Vorbehalt. 
Es erscheint daher sinnvoll, im folgenden jeweils die einzel­
nen Beschlußinhalte auf ihre Zulässigkeit hin zu untersuchen 
und die bei den sich teilweise widersprechenden Gerichtsent­
scheidungen in die einzelnen, sich so ergebenden Fallgruppen 
einzuordnen. Ausgangspunkt muß dabei die Frage sein, was 
generell unter einer Entlastung zu verstehen ist und welche 
Anforderungen das Aktiengesetz an sie stellt. Dies wird zu­
nächst am Beispiel der Entlastung unter einer Ausldamme­
rung erörtert, die dabei gewonnenen Ergebnisse werden auf 
die anderen Fallgruppen übertragen. 
III. Die einzelnen Fallgruppen 
1. 	 Die Entlastung unter Ausklammerung einzelner 
Vorgänge oder Zeiträume 
LI Die dogmatische Einordnung der Entlastung 
Nach § 120 Abs. 2 Satz 1 AktG ist die Entlastung eine Billi­
gung des Verhaltens der Verwaltung für das abgelaufene Ge­
schäftsjahr. Sie ist also vergangenheitsbezogen_10) Darüber hin­
aus kommt der Entlastung aber auch eine zukunfts bezogene 
Funktion zu, nämlich die eines Vertrauensbeweises.21 ) Wäh­
rend über diese beiden Merkmale der Entlastung Einigkeit be­
steht, ist ihre dogmatische Einordnung im übrigen umstrit­
ten.22) Hintergrund der Kontroverse Ist die Tatsache, dag bei 
den meisten Rechtsformen mit der Entlastung die Rechtsfolge 
eines Ausschlusses möglicher SchadensersatzanspfÜche gegen 
10) Sie deshalb als "blol~ pl.tomsche Vertrauemkundgebung" zu begreifen, 
wie Schöltk. ZHR Il6 (1964), 199.120, da< tut, untersehjtzt diese Wirkun"cn 
lind ist daher ~bzulchncn; ebenso Zöllna (Fußn. 3), § 120 Rz. 25. 
11) H.llldclsblJIt vom 24.125.5.1996. S. 2 und 13. 
12) Au~luhrlich zur Wirkunj; der EntlJ.,lung Bilrz (rufln. 3), § 120 Anm. b. 
13) Siehe oben FUßIL 9. 
14) Soweit ersichtlich unveröffentlicht. 
15) Vgl. AG Nlirtingen ZIP 1994, 78S EWiR 1994,835 (Ko/lb"d;J - ASS. 
16) Siehe oben Fußn. 9. 
17) Siehe oben Fußn. 9. 
18) Krol'lf, Aktiengeset1., 1965. S. 166 ff. 
19) In diesem Sinne verwenden etwa Barz (Fußn. 3), § 120 Anl11. 20 und Rr/­
tmltf)'tr, WuB 11 A. § 120 AktG 1.95 den Begriff. 
20) liiiJ}rr, AktG, 2 Autl, 1995. § 120 Rz. 2 111. w. N. 

21) B"rz (Fursn. 3). § 120 Anm. 7; W ZlIft"", Die Schranken mitgliedschaftli­

eher StimmrcchtsmJcl!t bei den privat rechtlichen Personenverbänden, 1963, 
S. 195 f; Hülltr (Fußn. 20), § 120 Rz. 2; F. B"Tlttr. Die Entlastung als Itmitllt 
des Verbandsrechts, 1990, S. 106 Ir; N. Telli.<, Die Rechlsnatur der gesell­
schaftsrechtlichen Entlastung und Entlastungsklage - Ein Beitrag zur rechts­
lormübergreilenden Betrachtung des Entlastungsinstituts. 1988. S. 29 t; 88 f; 
.1. A. Blfdma, GmbHR 1988. 9.13. 
22) Vgl. Tdli, (FuJln. 21), 5. 42 ff; K,mlm Sdmlidl. ZGR 1978, 425, 429 f; 
jeweils m. w. K 
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die Verwaltung verbunden ist. Die Bandbreite der insoweit 
vertretenen Lösungen reicht vom Verzicht über das negative 
Schuldanerkenntnis, die Quittung für erteilte Rechmmgsle­
gung bis zum spezifisch gesellschaftsrechtlichen Institut. Da 
das Aktienrecht gerade die Rechtsfolge einer Priiklusion von 
Schadensersatzanspriichen ausschließt,21l bedarf es für die vor­
liegende Untersuchung keiner Erörterung des Streits. Viel­
mehr konzentriert sich der Beitrag auf Funktionen der vergan­
genheitsbezogenen Billigung und der zukunftsbezogenen Ver­
trauenskundgabe . 
1.2 Die Voraussetzungen der Entlastung 

Von entscheidender Bedeutung für die Beurteilung der Zuläs­

sigkeit einer Entlastung unter Ausklammerung bestimmter 

Vorgänge ist die Frage, ob die Hauptversammlung bei der Ent­

scheidung über die Entlastung völlig ungebunden ist oder ob 

sie die Entlastung nur unter bestimmten Voraussetzungen er­

teilen dar[ Zudem sollte die von einer verweigerten Entla­
stung ausgehende Signalwirkung miteinbezogen werden. 
Die herrschende Meinung ist der Ansicht, die Hauptversamm­
lung dürfe die Entlastung nur erteilen, wenn sie nach Lage der 
Dinge meine, die Verwaltung habe im großen und ganzen ge­
setzes- und satzungskonform gehandelt und keine erheblichen 
PHichtverstöl~e begangen,24) Die Gegenansicht meint, die Ent­
lastung stelle eine Gesamtbeurteilung allein der Zweckmiißig­
keit des Verwaltungshandelns dar. Eine Billigung könne selbst 
dann erfolgen, wenn die Hauptversammlung erhebliche Teile 
des Verwaltungshandelns fUf rechtswidrig halte, Selbst eine 
pflichtvergessene Verwaltung düfte daher entlastet werden.1S) 
Folgt man der herrschenden Meinung, sollte m,m so konse­
quent sein, der Hauptversammlung auch die Möglichkeit zu­
zugestehen, von der Entlastung einzelne Bereiche auszuklam­
mern, die noch aufklärungsbedürftig sind. Andernfalls müfSte 
sie die Entlastung völlig verweigern, selbst wenn nur ein klei­
nerer Teil der Verwaltungstätigkeit weiterer Aufklärung bedarf 
Dies würde die oben beschriebene Signalwirkung des Entla­
stungsbeschlusses auslösen und w~ire damit eine unverhältnis­
mäßige Beeinträchtigung des Ansehens der Verwaltung. Dabei 
Ist gleichgültig, ob man der Verwaltung gegen die Versagung 
der Entlastung Rechtsschutz gewährt oder nicht.Zl\l Denn 
selbst wenn man meint, die aktienrechtliche Entlastung diene 
allein den Interessen der Gesellschaft, ihrer Aktionäre und der 
Öffentlichkeit, weshalb die Klage auf Entlastung ausgeschlos­
sen sei,27) darf man die Reflexwirkungen einer Entbstungsver­
weigerung nicht außer acht lassen. Eine unverh:iltnismäßige 
Entlastungsverweigerung schädigt das Ansehen der betroffe­
nen Vorstands-/ Aufsichtsratsmitglieder unter Umständen ge­
nauso schwer wie eine ungerechtfertigte Verweigerung. 
Folgt man dagegen der Mindermeinung, kann man auch die 
These des OLG Düsseldorf rechtfertigen, die Entlastung dürfe 
nur einheitlich erteilt oder verweigert werden/S) Ausklamme­
rungen seien unzulässig.29) Denn in diesem Fall wird die Entla­
stung fast immer erfolgen, da sogar erhebliche Beanstandun­
gen der Verwaltungstätigkeit in der Gesamtbeurteilung aufge­
hen dürfen. Nur bei schwersten Beanstandungen wird die Ent­
lastung insgesamt verweigert werden. In einer derartigen Situa­
tion würde aber auch nach der herrschenden Ansicht die Ent­
lastung insgesamt zu verweigern sein. 
Die beiden verschiedenen Ansichten zur Zul:issigkeit der Ent­
lastung unter Ausklammerung von Teilbereichen haben vor 
allem Auswirkungen in EilJen, in denen abgrenzbare Teilkom­
plexe der Verwaltungstätigkeit im Streit sind. Die Ansicht der 
herrschenden Meinung erlaubt insoweit ein flexibles Reagie­
ren der Hauptversammlung durch Ausklammerung und ver­
meidet auf diese Weise eine unnötige Schädigung des Anse­
hens der Verwaltung. Demgegenüber verlangt das OLG Düs­
seldorf ein eindeutiges Bekenntnis für oder gegen die Verwal­
tung. Für diese Ansicht spricht sicherlich, daß die mit der Ent­
lastung einhergehende Signalwirkung eindeutiger ist als bei 
der ersten Ansicht. Überspitzt könnte man auch von einer 
"Imperator-Doktrin" sprechen. Wer in der öffentlichen Arena 
(einer AG) steht, kann nur mit dem Urteil "Daumen nach 
oben" oder "Daumen nach unten" rechnen, ein Mittelweg ist 
nicht vorgesehen. 
Die herrschende Meinung verwendet die Formel, die Verwal­
tung müsse "im großen und ganzen gesetzes- und satzungs­
konform gehandelt und keine erheblichen Pflichtverstöf~e be­
g'1I1gen haben". Sie begreift die Entlastung damit als Rechtmä­
ßigkeits- und Zweckmäßigkeitsbeurteilung. Die Gegenansicht, 
die auch die Entlastung einer pflichtvergessenen Verwaltung 
23) Die Trennung von Entlastung und Verzicht auf die Geltendmachung VOll 
Schademcr',1!zJmprüchcn erftllgt< mit §84 Ab,. 4 Satz 3 AktG 1937 (vgL BflT­
nff (FuGn. 21). S. 47 f sowie S. 87 Ir; Etkflrdl (Fußn. 3), § 120 Rz. I; Barz (Fußn. 
3), § 120 Anm. I), der bestimmte, dall ein Verzicht oder Vergleirh frühestem 
fünf Jahre n.rh Entstehung des Anspruch., ertolgen durlie, sofern die Haupt­
ver,,"nmlung zustimmte und nicht eUle Minderheit Von 5010 der Aktionäre 
widersprach. Damit <mllitete die in § 104 AktG 1937 geregelte Entbstung 
h'ine I)r:iklusiomwirkung lur Sch"Jemef5.Hz.lmprüchc mehr. Die,e Regelung 
Jiente dem Minderheitenschutz. dJ die VelWaltullg sr:irker in dIe Ver:llltwor­
tung genommen wlIrde. Der nut dem AktG 1965 erlolgte eindeutige All'­
,chlull )eglicher Pr:ikJusionswirkung der Entbsrung i5t die Reaktion des Ge­
,etzgebe" auf ein Urteil des BGH (BGHZ 29, 385, 389), in dem dieser §84 
Abs. 4 Satz 3 AklG 1937 teilweise aushöhlte und bei einstimmigen Beschlüs. 
sen die Vrrzidmwirkung ,l!lerbnnte (vgL KITZ (Fuj~n. 3), § 120 Anm. 9; dem 
BGH folgen dagegen noch B""mv",bIHII(k (FuGn. ·H. § 120 Rz. 7). 
241 RGZ 76. 244. 248; Zöllnrr(Fllßn. 3), § 120 Rz. 47; Hit/frr (rul\n 20). § 120 
Rz. 11 f; A. HIl(ck. GmbliR 1959, 189, 190; Noa,k, EWiR 1994.423,424; 
Bur/mtr, GmbHR 19l!l!, 9, 12; 1m Ergebnis auch Tdlis (FuGn. 21), S. 32. Der 
BGH betont del1lge~enüher den Vertr:rue"''''pekt, ohne ,edoch zu der Frage 
Stellung zu nehmen, ob nur die Zweckmälligkeit oder auch die Rechtm;;lSig­
keit des Vcrwaltung,handeln, ErHSchcidungsgrllndlJge bei der Entlastung "t, 
vgl. im einzelnen Hülfer (Fulln. 20), § 120 Rz. 11 [ 
25) OLG Dü"eldorf ZIP 1'196, 503, 504 f; L/lII", NJW 1973. 1138; Edawlt 
(Fulln. 3), § 120 Rz. 38; unklar SdJllIa, NJW 1960, 601ff. Unkl.Jr auch der 
BGH, OB 1967,940.942: "Die Entlastung bnn selbst dann erteilt werden, 
wenn Gründe vorliegen, die die Vers'gtmg der Entlastung rechtfertigen wür­
den." Wie schwerwiegend die Gründe sein dürfen, bleibt offen. 
26) Dnu B(/rnff(Fuf~n. 21), S. 130 Ir; Zöllntr(Fuf~n. 3), § 120 Rz. 45 m. w. N 
27) So w Recht dje h. M.: Zöllmr (Fulln. 3). § 120 Rz. 45; BlITZ (Funn, 3), 
§ 120 Anm. 10; Ed"mlt (Fußn. 3), § 120 Rz. 40; BGHZ 94, 324. 326 ff= ZIP 
19H5. 1325. 1326 (zur GmbH); BtlTlItr (Fulln. 21), S. 130 fl'; ebenso die Moti­
ve, vgl. Kro/1f(Fuf!'n, 17), S. 167; kritisch dagegen Hüger (Fußn. 20), § 120 Rz. 
1g f Anders entscheidet die h. M. in bezug auf die Entlastung bei der Vorlage 
der Schlunrechnung am Ende der Liquidation, die nicht mit § 120 AktG ver­
gleichbar ist, vgl. oben Fußn. 1 111. W. N. 
2R} OLG DüsseidorfZIP 1996, 503, 506, das sich zU Unrecht <luf Btlllmf,t/cbl 
/ilfffk (Fulln 4), § 120 Rz. 5 berutt. Ebenso wie das OLG DüsselJorf /. I-f. 
Gt:ßlrr. AktG. 1969. § 120, . 
29) Die in Pu!)n. 25 gen,lllnten Autoren, dje vom OLG Düsseldorf zur Herle!· 
tung der Voraussetzungen der Entlastung her:rngezogen wurden. gehen aller­
dings nicht so weit, die Unteilbarkeit der Entlastung zu vertreten, die das 
OLG Düsseldorf (ZIP 1996. 503, 504 r. Sp. oben) aus dem Sinn und Zweck 
und dem Wesen (!) der Entlastung herleIten wilL 
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zulassen will, sieht die Entlastung als reine ZweckmälSigkeits­
beurteilung an. Sie übersieht, daß ab einer bestimmten Gren­
ze der Pflichtvergessenheit das Handeln der Organvertreter 
auch nicht mehr zweckmäßig ist und daß der Zweck nicht die 
Mittel heiligen darf Alle Organe der Gesellschaft sind ver­
pflichtet, rechtmäßig zu handeln (vgl. etwa §§93, 116, 243 
AktG). Die Einhaltung dieser generellen Verpflichtung l11ug 
auch im Rahmen der Entlastungsentscheidung eine Rolle spie­
len. Die Entlastung darf daher nur erfolgen, wenn die Verwal­
tung keine erheblichen Pflichtverstöße begangen hat. 
Mit der Klärung der Voraussetzungen einer Entlastung ist 111­
zident auch die Frage beantwortet, ob die Hauptversammlung 
bei Ihrer Entscheidung Bindungen unterliegt. Das entschei­
dende Argument gegen die Ansicht des OLG Düsseldorf läßt 
sich aus §243 Abs. 1 AktG gewinnen, wonach alle Hauptver­
sammlungsbeschlüsse gesetzes- und satzungskonform sein 
müssen. Auch wenn kein Anspruch auf Entlastung besteht, da 
Vertrauen nicht einklagbar ist;lO) muß der Entzug des Vertrau­
ens also auf einer rechtmäßigen Grundlage beruhen.3I) Die 
Hauptversammlung darf keinesfalls willkürlich die Entlastung 
erteilen oder versagen. Ihr steht bei der Zweckmäßigkeitsbeur­
teilung ein Ermessen zu, das pflichtgemäß, das heißt insbeson­
dere verhältnismäßig, auszuüben ist. Ermessen heißt nicht 
Zwang zur Saldierung kleinerer rechtswidriger Akte der Ver­
waltung mit großen rechtmäßigen. Vielmehr muß es der 
Hauptversammlung im Interesse der Gesellschaft und Öffent­
lichkeit Ifeistehen, statt einer sicherlich zulässigen Saldierung 
unerheblicher Verstöße ein differenzierteres Urteil abzugeben 
und auch Beanstandungen mitzuteilen, indem sie aus dem 
Entlastungsbeschluß bestimmte Tätigkeiten ausklammert, Zu­
dem darf die Tatsache, dag § 120 Abs. 2 Satz 2 AktG die Prä­
klusionswirkung der Entlastung entfallen läßt, nicht den Blick 
darauf verstellen, daE sie faktisch weitreichende Wirkungen 
enttJlten kann:11) Eine ermessensfehlerh;lfi: erteilte Entlastung 
kann Kapitalanleger täuschen, eine ermessensfehlerhafi: ver­
weigerte das Image der Verwaltung schädigen. Die Entlastung 
einer pflichtvergessenen Verwaltung überschreitet daher in je­
dem Fall die Grenzen der Ermessensausübung. 
Im übrigen darf man nicht den Schluß ziehen, eine Vor­
schrift, der konkrete Rechtsfolgen fehlen, habe deshalb auch 
weniger strenge Voraussetzungen. Genau die:s wird aber ver­
sucht, wenn man § 120 AktG mit den Entlastungsvorschriften 
der anderen Rechtsformen vergleicht und aus § 120 Abs. 2 
Satz 2 AktG ein argumentum e contrario zieht.33) Bei den an­
deren Rechtsformen wird es wegen der dort angenommenen 
Präklusio11Swirkung als zuläSSig angesehen, daß einzelne 
Handlungen aus der Entlastung ausgeklammert werden:l4) An­
erkennt man, daß die Entlastung ein einheitliches Institut dar­
stellt, gleichgültig wie es dogmatisch einzuordnen ist,35) darf 
man sich nicht am Sonderfall der aktienrechtlichen Entla­
stung orientieren, sondern muß auch bei der AG im Entla­
stungsbeschluß die Ausklammerung bestimmter Teile der Ver­
waltungstätigkeit zulassen. J6) 
1.3 Zwischenergebnis 
Der Entlastungsbeschluß kann daher sowohl bei der Gesamt­
wie der Einzelentlastung Ausklammerungen enthalten. Vor­
aussetzung ist dabei allerdings, daß die gemachte Einschrän­
kung einen klar abgegrenzten Bereich betrifft. Daran fehlt es, 
wenn die Pflichtverletzung sich nicht nur auf bestimmte, iso­
lierte Vorgänge bezieht oder wenn erhebliche Pflichtverletzun­
gen behauptet werden, die die gesamte Verwaltungstätigkeit 
überschatten. In diesen Fällen ist eine Entlastung unter Aus­
klammerung dieser Verstöße ausgeschlossen,)7) denn eine sol­
che Entscheidung wäre ermessensfehlerhaft. Sind dagegen 
keine erheblichen Pflichtverstöße festzustellen und läßt sich 
der ausgeklammerte Bereich klar abgrenzen, darf die Verwal­
tung eine Entlastung unter Ausklammerungen vornehmen. So 
muß die Hauptversammlung ein Organ(-mitglied) nicht für 
das gesamte Geschäftsjahr entlasten, sondern kann bestimmte 
Zeiträume ausnehmen (zum . Beispiel die Zeit nach emer 
jüngst err()lgten Verschmelzung):181 Der Entlastungsbeschluß 
kann auch die Einschränkung enthalten, daß bestimmte 
Handlungen des Organs nicht gebilligt werden:\9) Gleichgültig 
ist dabei, ob man dies als Entlastung zu 100%, aber mit zu­
sätzlicher MIßfallenskundgabe einordnet,40) oder ob man es 
als Entlastung zu 98% begreift. In jedem Fall darf die Haupt­
versammlung ein differenziertes Urteil abgeben. Möglich ist 
deshalb auch ein Beschluß, wonach bestimmte Teilbereiche 
nicht gebilligt, sondern weiterer Prüfung vorbehalten werden. 
Dabei müssen sich die ausgenommenen Teilbereiche eindeu­
tig aus dem Entlastungsbeschluß selbst ergeben, um dem 
Grundsatz der Beschlußklarheit Rechnung zu tragen. Da § 120 
AktG auch während der Liquidation gilt (§270 Abs. 2 Satz 1 
AktG), macht eine solche Einschränkung gegen Ende des 
Liquidationsverfahrens allerdings keinen Sinn mehr. 
1.4 Folgen der Entlastung unter einer Ausklammerung 
Die Entlastung unter Ausklammerung von Vorgängen, die: 
Gegenstand einer Sonderprüfung sind, ist somit zulässig. Kon­
sequenterweise muß es der Hauptversammlung daher auch er­
30) So zu Recht Bam" (Fußn. 21), S. 130 n; 158 f; vgl. auch Fußn. 27. 
31) B,1rZ (Fulln. 3), § 120 Anm. 20. 
32) Auch das OlG Düsseldorf, ZIP 1996, 503, 505, anerkennt die Signalwir· 
kung, berücksichtigt sie aber nid1l angemessen. 
33) OLG DüsseldorfZIP 1996.503,505. 
34) KIIrJ{w Srhmidl. Gesellschaftsrecht, 2. Aull, 1991, S.348; Sch"k;IK. 
Schmidl (Fulln. 2), §46 Rz. 94. 
35) Au"h Bamu, der generell dIe Präklu,iol15wirkung von der EnrlJstung ab­
koppeln will. sicht in ihr ein einheitliche~ Institut, "gI. Bdn", (Fußn. 21), 
S. 157 ff. 
36) No"h weiter beht Korb. AG 1969. 1. 5. der mcilll. eine vollständige Ent­
lAstung dürft nur dann erfolgen, wenn eine eingeleitete Sonderprüfung ab­
geschlossen sei. Vorher sei eine Entlastung nur fur die von der Sonderprü­
fung nicht betroffenen Bereiche zul.ssig; teilweise <l. A. Barl (Fußn, 3), § 120 
Anm.20. 
37) So zu Recht auch das OlG Düsseldor!~ das zwar nicht den hier einge­
schlagenen lösungsweg verfolgte, aber auch zu diesem Ergebnis kam. Es ver­
neinte die Abgrenzbarkeit im entschiedenen Fall. da der Vorwurf der Untreue 
alle Bereiche der Verwaltungs tätigkeit erfasse, vgl. OlG Düsseldorf ZIP 1996, 
503, 504. 
38) ZöllllCT (Fußn. 3), § 120 Rz. 36; AdierlDliringlSrbmtl!lz, Rechnungslegung 
und Prüfung der Aktiengesellsdl<ltt, 3. Aufl., 1957, § 125 Rz. 53,56 (zur End.· 
,tung eines wdluend des GeschäftSjahres ausscheidenden Vorstandsmitglieds). 
39) BlIrz (Fußn. 3), § 120 Anm. 20; BallmIJacbIH/(f(k (Fulln. 4), § 120 Rz. 5; 
Rdlmll~ver, WuB 11 A. § 120 AktG 1.95; Zöllner (Fußn. 3), § 120 Rz. 20; a. A. 
aber das., aaO, § 120 Rz. 37;j. H. GeßI" (Fußn. 28), § 120. 
40) So das OlG Düsseldorf; ZIP 1996, 503, 506, das damit entgegen seiner 
Prämisse im Ergebnis doch eine Teilendastung für zulÄssig hält. 
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laubt sein, nach Vorlage des Priifungsberichts einen separaten 
Entlastungsbeschluß in bezug auf die vormals ausgeklammer­
ten Bereiche zu fassen. Gerade wenn man die Signalwirkung 
der Entlastung in die Betrachtung einbezieht, ist eine solche 
Entscheidung, die man als Entlastung im Ntlrhgang be­
zeichnen kann, f..ir alle Beteiligten wichtig. Andernfalls bliebe 
nämlich die Entlastung in manchen Geschäftsjahren unvoll­
ständig. 
2. Die Entlastung in einer Einzelangelegenheit 
Von der soeben dargestellten Fallgruppe ist die Entlastung in 
einer Einzelangelegenheit zu unterscheiden, bei der es um die 
nachträgliche Billigung einer konkreten, bereits umgesetzten 
Geschäftsfuhrungsmaßnahme geht. Gegenstand der Entschei­
dung der Hauptversammlung ist nicht die Beurteilung der 
Verwaltungs tätigkeit im abgelaufenen Geschäftsjahr und die 
Vertrauenskundgabe für die Zukunft. Vielmehr soll die Haupt­
versammlung zu einer Einzelmaßnahme der Geschäftsfuh­
rung ihr Urteil abgeben. Die Zulässigkeit einer solchen "Ent­
lastung" ist ebenfalls streitig. Währehd das OLG Stuttgart die 
Entlastung in einer Einzelangelegenheit fur zulässig erach­
tet,41) vertritt das OLG Düsseldorf die Gegenposition unter 
Hinweis darauf, da{s die Entlastung eine Gesamtbeurteilllng 
über ein abgelaufenes Geschäftsjahr darstelle.42l Mit einer sol­
chen Gesamtbeurteilllng vertrage sich die Ausklammerung 
einzelner Teilbereiche der Verwaltungstätigkeit nicht. 
Ein in der Argumentation differenziertes Bild zeigt sich im 
Schrifttum. Eine zum AktG 1937 vertretene Ansicht hält 
die Entlastung in einer Einzelangelegenheit fur zulässig.43) 
Die zum AktG 1965 vorliegenden Kommentierungen vertre­
ten den gegensätzlichen Standpunkt. So sind Zöllner und 
Erkardt 44l der Ansicht, die Billigung bestimmter Maßnahmen 
im nachhinein stelle in der Sache allenf.111s einen Verzicht auf 
Schadensersatzanspriiche dar. Ein solcher Verzicht beurteile 
sich aber allein nach §93 Abs. 4 AktG, so daß die Bezeich­
nung "Entlastung in einer Einzelangelegenheit" irrefuhrend 
sei. Da die aktienrechtliche Entlastung keine Präklusionswir­
kung entfalte, mache eine Entlastung in einer EinzeIangele­
genheit auch keinen Sinn. Beide sehen deshalb allein §93 
Abs. 4 AktG als Grundlage eines solchen Beschlusses an und 
halten § 120 AktG fur nicht einschliigig45). B(lrz46l teilt diese 
Ansicht und weist zusätzlich darauf hin, dafS ein Beschluß, 
mir dem die Hauptversammlung bestimmte Maßnahmen der 
Geschäftsfuhrung billige, auch unter § 119 Abs. 2 AktG fallen 
könne. Denn die Möglichkeit des Vorstands, die Zuständig­
keit der Hauptversammlung fUr Geschäftsfuhrungsmaßnah­
men zu begriinden, hänge nicht davon ab, ob die Geschäfts­
führungsmaßnahme erst noch eingeleitet oder schon durchge­
führt sei. Entstünden zwischen Aufsichtsrat und Vorstand 
nachträglich Differenzen über eine bestimmte Maßnahme der 
Geschäftsfuhrung, mache es durchaus Sinn, unter den Voraus­
setzungen des § 119 Abs. 2 AktG eine Entscheidung der 
Hauptversammlung herbeizufuhren. Auch Btlrz begreift damit 
die sogenanme Entlastung in einer Einzelangelegenheit nicht 
als Anwendungsfall des § 120 AktG. Im Ergebnis verneint die 
Kommentarliteratur damit zu Recht die Existenz einer Ent­
lastung in einer Einzelangelegenheit, indem sie sie als .jalsa 
demonstratio einordnet. 
3. Die Entlastung unter einer Bedingung 
Die Zulässigkeit einer Entlastung unter einer Bedingung wird 
nur ganz vereinzelt diskutiert. Pauschal verneint wird sie vom 
OLG Düsseldorf'l7), das meint, die Frage sei unstreitig. Es über­
sieht damit die Ansicht Grune1vmds und Kochs. Diese halten 
die Entlastung unter einer Bedingung - ohne nähere Begriin­
dung - für zulässig, da es sinnvoll sein könne, die Entlastung 
von Faktoren abhängig zu machen, die bislang noch ungektirt 
seien.48) 
Unabhängig von der Frage, ob die Entlastung einen einseiti­
gen und damit bedingungsfeindlichen Akt darstellt, spricht ge­
gen die Zulässigkeit von Bedingungen (im Fall des OLG Düs­
se/dorf die Entkräftung der Vorwürfe durch die vorgeschlage­
ne Sonderprüfung), daß Ergebnis von Sonderprüfungen nicht 
immer eindeutig und damit als Bedingung geeignet sein wird. 
So kann eine Sonderpriifung etwa Umstände zutage fördern, 
die zwar keine Pflichtverstäße begründen, aber auf gravieren­
de Fehleinschätzungen schließen lassen. Eine Entlastung un­
ter der Bedingung, daß das Verhalten des Vorstands recht­
mäf~ig war, würde in diesem Fall eine "automatische" Ent­
lastung auslösen, obwohl der Hauptversammlung zum Zeit­
punkt des bedingten Beschlusses nicht alle belastenden Fakten 
bekannt waren. Die Zulassung der Entlastung unter Bedingun­
gen würde also Beschlüsse auf unzureichender T atsachen­
grundlage ermöglichen; diese wären jedoch ermessensfehler­
haft. Bedingungen setzen eine entweder-oder-Situation vor­
aus, die sich mit der Entlastung jedoch nicht vertragen. Ver­
trauen in die Verwaltung läßt sich gerade keinem solchen 
Automatismus unterwerfen. Die Entlastung unter einer Bedin­
gung ist damit unzulässig. 
Dies bedeutet jedoch nicht, daß der Ansatz von GrUne1Ritlld 
und Koch damit unzutreffend wäre. Vielmehr stellt das von 
heiden ins Auge gefaßte Beispiel sachlich eine Entlastung un­
ter einer Ausklammerung dar oder kann gegebenenfalls in eine 
solche umgedeutet werden (§ 140 BGB). Entlastungen unter 
einer Bedingung werden daher in vielen Fällen aufgrund der 
Umdeutung wirksam sein. 
4. Die Entlastung unter Vorbehalt 
Die Entlastung unter Vorbehalt wird vom OLG Düsseldorf 
im Anschluß an Zöl/ner49J für unzubssig gehalten. Dem ist zu­
41) OlG Stuttgarr ZIP 1995. 378. 380. 

42) OlG DüsscldorfZIP 19%. 503. 505. 

43) Adli'lIDI1r;ngISdnnfil/z (Fulln. 38). § 125 Rz, 56. 

44) Zöllner (Fufln. 3). § 120 Rz. 37; Erkflrr!i (Fußn. 3). § 120 Rz. 39; ebenso die 

:V;ateri.llien zu § 120 AktG, vgL KmpfT(Ful?n. 1 8), S. 167, 

45) Trotz seiner Stellungnahme, die Entlastung in einer Einzelangelegenheit 





46) Barz (Fu!>n. 3), § 120 AHm. 5. 

47) OlG Düsseldorf ZIP 1996. 503, 505 l. Sr. 3. Ab, .. r. SI" 3. Abs.; ebenso 

Zölbwr (Fufln. 3), § 120 Rz. 20. 

48) GrJO/t'1t·ald, AG 1990, 133, 137; Korb. AG 1969. 1,5. 

49) OlG DiisseidorfZIP 1996.503.5051. SI" unten; Zöllnrr(Fußn, 3), § 120 

Rz.20. 
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zustimmen, da eine vergleichbare Ausgangslage wie bei der 
Entlastung unter einer Bedingung vorliegt. Auch die Entla­
stung unter Vorbehalt stellt in den meisten Fällen eine unzu­
reichend formulierte Entlastung unter einer Ausklammerung 
dar und kann daher bei Vorliegen der entsprechenden Vor­
aussetzungen - in eine solche umgedeutet werden. Ist dagegen 
eine Umdeutung nach Lage der Dinge ausgeschlossen,50l ist 
der Beschluß anfechtbar. 
IV. Würdigung der Entscheidungen 
Der Entscheidung des OLG Stuttgart kann im Ergebnis und 
in der Begründung zugestimmt werden. Eine Entlastung in ei­
ner Einzelangelegenheit darf nicht mit dem Ziel erfolgen, § 93 
Abs. 4 AktG zu umgehen. Die der Verwaltung erteilte vorsorg­
liche Genehmigung pflichtwidrigen Verhaltens war ebenf-alls 
unzulässig, da sie einen Verstoß gegen § 93 Abs. 4 AktG dar­
stellte, dessen Voraussetzungen sich nicht auf derart plumpem 
Weg umgehen lassen. Auch im Hinblick auf § 119 Abs. 2 
AktG kam dem Beschluß keine Bedeutung zu. Eine Rechtfer­
tigung scheitert schon daran, daß das Verwaltungshandeln 
nicht auf dem Beschluß der Hauptversammlung beruhte, da 

der Beschluß erst nachträglich gefaßt wurde. 

Die weitere Aussage des OLG Stuttgart, die Entlastung in ei­

ner Einzelangelegenheit sei zulässig, erweist sich im Ergebnis 

als zu pauschal. 

Der Entscheidung des OLG Düsseldorf kann vom Ergebnis, 

nicht aber von der Begründung her zugestimmt werden. Der 

vom Schrifttum und vom Gericht verwendete Begriff der T eil­

entlastung ist mehrdeutig und daher zur Beurteilung der in 

Betracht kommenden Fallgestaltungen ungeeignet. Die Entla­

stung unter Ausklammcrung bestimmter Teile des Verwal­

tungshandelns ist entgegen der Ansicht des Gerichts zulässig, 

sofern bestimmte, abgrenzbare Geschäfte oder Zeiträume be­

trofien sind, die die Hauptversammlung noch nicht über­

blickt oder noch prüfen lassen will. Im vorliegenden Fall wog 

der erhobene Vorwurf der Untreue jedoch so schwer, daß er 

geeignet war, das Urteil über das Verwaltungshandeln insge­

samt zu beeinflussen, so daß es wie auch das OLG Düsse!­

dorffeststellt(51 ) - an einem abgrenzbaren Bereich des Verwal­

tungshandelns gerade fehlte. Eine Entlastung des Vorstands­

vorsitzenden hätte daher bis zur Klärung der erhobenen Vor­

würfe unterbleiben müssen. 

Zu wenig differenziert fallt die (für seine weitere Argumenta­
tion nicht notwendige) Stellungnahme des OLG Düsse!dorf 
au~, die H,lUptversammlung hätte trotz der erhobenen Vor­
würfe die Entlastung insgesamt erteilen könnenYl Denn 
wenn das OLG Düsseldorf die Vorwürfe als so schwer ein­
stuft, daß sie geeignet sind, das gesamte Verwaltungshandeln 
zu überlagern, stellt sich sofort die Frage, ob nicht auch die 
Grenzen der Ermessensausübung überschritten sind. Selbst 
wenn man mit dem OLG von einem weiten Ermessen aus­
geht, darf eine pflichtvergessene Verwaltung in keinem Fall 
entlastet werden. Insoweit überzeugt die Begründung des Ge­
richts, das sich auf eine Mindermeinung im Schrifttum stützt, 
nicht. 
V. Zusammenfassung 
1. Mit der aktienrechtlichen Entlastung sind keine unmittel­
baren Rechtsfolgen verbunden. Dennoch entfaltet sie eine Si­
gnalwirkung, die Kapitalanleger und Management gleicherma­
ßen betrif-ft. Daher - und weil die Beschlüsse der Hauptver­
sammlung Gesetz und Satzung genügen müssen darf die 
Entscheidung der Hauptversammlung über die Entlastung 
nicht willkürlich erfolgen. Der Hauptversammlung steht ein 
weites Ermessen zu, das aber pflichtgemäß auszuüben ist. 
Eine völlig pflichtvergessene Verwaltung darf daher in keinem 
Fall entlastet werden. 
2. Die pauschale Frage nach der Zulässigkeit der T eilentla­
stung ist wenig hilfreich, da sie die zugrundeliegende Proble­
matik eher verschleiert, denn erhellt. In der Sache geht es um 
den zuhissigen Inhalt von Entlastungsbeschlüssen. Der Begrifi­
der Teilentlastung sollte daher nur als Oberbegrifr für die auf: 
gezeigten Fallgruppen verwendet werden. 
3. Ein Grundsatz der Unteilbarkeit der Entlastung existiert 
nicht. 
3.1 Daher ist die Entlastung unter einer Ausklammerung zu­
lässig, sofern die Ausklammerung sich auf bestimmte, genau 
umschriebene Tätigkeitsbereiche oder Zeiträume bezieht und 
keine erheblichen Pflichtverstöße im Raume stehen. 
3.2 Wenn es der Hauptversammlung erlaubt ist, die Entla­
stung unter Ausklal11merungen vorzunehmen, steht ihr auch 
das Recht zu, nach Wegfall der Gründe für die Einschränkung 
(zum Beispiel inzwischen durchgeführte Sonderprüfung) die 
Entscheidung über die Entlastung in den damals ausgeklam­
merten Bereichen zu treffen (Entlastung im Nachgang). 
4. Bei der Entlastung in Einzelangelegenheiten ist nach dem 
von der Hauptversammlung verfolgten Zweck zu differen­
zieren: 
4.1 Geht es um den Verzicht auf Schadensersatzansprüche, 
sind allein §93 Abs. 4, § ll6 AktG maßgeblich. 
4.2 Soll dagegen eine Entscheidung über die Geschäftsfuh­
rung herbeigeführt werden, um einen Kurswechsel in bezug 
auf bereits umgesetzte Maßnahmen einzuleiten oder Mei­
nungsverschiedenheiten zwischen Aufsichtsrat und Vorstand 
über die bislang verfolgte Untemehmenspolitik zu entschei­
den, handelt es sich bei dem Beschluß der Hauptversamm­
lung um einen solchen nach § 119 Abs. 2 AktG. Eine Präklu­
sionswirkung entfaltet diese Billigung nicht, da die bereits er­
griffenen Maßnahmen nicht auf dem Beschluß der Hauptver­
sammlung beruhen (vgl. §93 Abs. 4 AktG). 
4.3 Dient die Entlastung in einer Einzelangelegenheit dazu, 
bestimmte, im Vorjahr bei der Entlastung ausgeklammerte Be­
reiche zu beurteilen, handelt es sich in der Sache um eine Ent­
lastung im Nachgang (s. oben 3.2). Es liegt eindeutig ein AI1­
wendungsfall von § 120 AktG vor. 
50) Dies wird nur der Fall sein, wenn die Hauptversammlung trotz Kenntnis 

der Rechtslage auf einer Entlastung unter Vorbehalt beharrt. 

51) OLG DUS5e1dorfZIP 1996,503,504 r. Sp. 

52) OLG DüsseidortZIP 1996, 503, 505 li. Sp. oben. 
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5. Die Entlastung unter einer Bedingung ist unzulässig. Ein 
entsprechender Beschluß kann in eine Entlastung unter einer 
AuskJammerung umgedeutet werden. 
6. Auch die Entlastung unter Vorbehalt ist unzulässig. Sie 
dürfte in den meisten Fällen eine unzureichend formulierte 
Lutz Mübalsk/'} 
Entlastung unter einer AuskJammerung darstellen und kann 
daher umgedeutet werden. 
7. Die sich teilweise widersprechenden Entscheidungen des 
OLG Stuttgart und des OLG Düsseldorf überzeugen im Er­
gebnis, nicht aber in der Begründung. 
Die (Nicht-)Einbeziehung der neuen Telefontarife der Telekom 
in laufende und neue Verträge 
Die deutsche Telekom AG rechnet Z1ilar seit Beginn dieses Jahres 
nacb dem netlen Telifontari{ ab. Ob hieifiir jedoch die rechtlieben 
Grundlagen (schon) bestehen, ist nach Ansieh! des Veifassers sehr 
zweifelhaft· 
I. Problemstellung 
Nach langer medienwirksam aufgemachter Vorbereitung sind 
die Telefontarife der Deutschen Telekom AG (zukünftig nur 
Telekom) zum l. Januar 1996 geändert worden. Als Allge­
meine Geschiiftsbedingungen (AGB) müssen diese Preisände­
rungen jedoch in die laufenden und ebenso die neuen Verträ­
ge wirksam einbezogen werden. Ob das der Fall ist, hängt ne­
ben §23 Abs. 2 Nr. Ia AGBG von einigen Bestimmungen ab, 
die zwecks einer besseren Übersicht über diese in der Öffent­
lichkeit bislang äußerst kontrovers gefuhrte Diskussion hier 
abgedruckt werden: 
Art. 4 Abs. 7 des Entwurfs eines Poststrukturgesetzes l ) 




IJ. §2 ttir die GeschMtsbedingungen und leistungsentgelte der Deut­

schen Bundespost, sofern sie im Wortlaut amtlich veröffentlicht wor­

den sind und bei großen Ämtern des Post- und Fernmeldewesens zur 

Einsichtnahme bereitgehalten werden. 

Begründung zu Art. 4 Abs. 72) 

Die Aufgaben des Post- und Fernmeldewesens sind n,lCh WIi? vor staM­

liehe Aufgaben, auch wenn die Dienstleistungen in privatrechtlicher 

Handlungsform angeboten werden. Die Unternehmen unterliegen in­

soweit besonderen Bindungen (Verwaltungsprivatrecht). Das erfordert 

eine gleichmäßige Anwendung der Geschäftsbedingungen und Lei­

stungscntgelte. Es kann nicht im Belieben der Unternehmen oder der 

Kunden stehen, ob diese Regelungen Grundlage der Kundenbezie­

hungen sind. Das erfordert eine Ausnahme von §2 AGBG. wonach 

Allgemeine Geschäftsbedingungen unter anderem nur bei Einver­

ständnis des Kunden gelten. Im übrigen sollen sonstige Anwendungs­

voraussetzungen wie ausdrücklicher Hinweis oder deutlich sichtbarer 

Aushang durch eine amtliche Veröffentlichung oder durch Einsicht­

nahmemäglichkeit bei großen Ämtern des Post- und Fernmeldewe· 

sens ersetzt werden. 

*) Dr. iur., Universitätsprofessor in Bayreuth 
§30 Abs. 1 Satz 1 und 2 PostVerfG·I ) 
Die Bundesregierung wird ermikhtigt, nach Anhörung der Unterneh­
men durch den BundesmillIster Hir Post und Telekommunikation 
durch Rechtsverordnung Rahmenvorschriften rur die Inanspruch­
nahme der Dienstleistungen der Unternehmen ... Deutsche Bundes­
post Telekom ... zu erlassen. Sie kann dabei insbesondere ... Rege­
lungen über den Vertragsabs('hluß, den Gegenstand und die Beendi­
gung der Verträge treffen und die Rechte und Pflichten der Vertrags­
partner ... festlegen. 
§5TKy4) 
(1) Die Deut;che Bundespost Telekom hat die Monopoldienstlei­
stungen zu den jeweils geltenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
zu erbringen. Diese sind in ihrer jeweils geltenden Fassung Bestandteil 
des Vertr:lgsverhiiltnisses mit dem Kunden. 
(2) Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen und deren Änderungen 
sind im Wortlaut amtlich zu veröffentlichen und bei den Ämtern des 
Post- und Fernmeldewesens zur Einsichtnahme bereitzuhalten. Ände­
rungen werden nicht vor dem Ende des ersten der Veröffentlichung 
folgenden Kalendermonats wirham. 
(3) Über Änderungen der Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind 
die Kunden in geeigneter Weise zu informieren. Änderungen der All­
gemeinen Geschäftsbedingungen zuungunsten der Kunden werden 
nICht vor dieser Informationsmaßnahme wirksam. 
(4) Werden die Allgemeinen Geschäftsbedingungen von der Deut­
schen Bundespost Telekom zuungunsten des Kunden geändert, so 
kann der betroffene Kunde das Vertragsverhältnis fur den Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens der Änderung kündigen. Der Kunde ist auf das 
Kündigungsrecht hinzuweisen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 
der Kunde nicht innerhalb eines Monats nach der Informationsmaß­
nahme davon Gebrauch macht. 
AGB müssen, um zwischen den Parteien eines privatrechtli· 
ehen Vertrages zu gelten, wirksam in diesen Vertrag einbezo­
gen werden. Die dafür grundsätzlich zu erfullenden Einbezie­
hungsvoraussetzungen sind in den §§2, 3 AGBG geregelt. §2 
1) Regierungsentwurf eines Poststrukturgesetzes v. 1. 9.1988, BT·Drucks. 111 
2854, S. 25; diese Formulierung ist später im PostStrukturG v. 8.6.1989, BGBI 
I, 1026, nur sprachlich, aber nicht ,lUch inhaltlich geändert worden, vgl. dazu 
ll!1len I J. E. 
2) BT-Drucks. 11/2854, S. 66. 
3) PostVerfG v. 8.6.1989, BGBI I, 1026. 
4) Telekon1mllnibtiol1sverordnung v. 5.10.1992, BGB! I, 1717; seit dem 
1.1.1996 gilt die TKV 1995 (Telekommunikations-Kundenschutzverordnung) 
v. 19.12.1995, BGBII, 2020, deren §6 im wesentlichen mit § 5 TKV überein­
stimmt. 
